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Drucksache VI/1021 


Der Parlamentarische Staatssekretär 

beim Bundesminister des Auswärtigen Bonn, den 7. Juli 1970 

LI -86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Absidit der Bundesregierung, einen „Gewaltverzichts- 
vertrag" mit der Regierung der UdSSR abzuschließen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von und zu 
Guttenberg, Dr. Bach, Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. 
Kliesing (Honnef), Dr. Mikat und der Fraktion der 
CDU/CSU 

— Drucksache VI/985 — 


Zu der Kleinen Anfrage nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Die Bundesregierung ist gegenwärtig damit beschäftigt, die 
Grundlagen für die Verhandlungen mit der Sowjetunion zu 
beraten. Hierzu gehört auch die Prüfung der Papiere, die 
Staatssekretär Bahr aus Moskau mitgebracht hat. Wie wieder- 
holt gesagt, handelt es sich bei diesen Papieren nicht um einen 
festgelegten Vertragstext, sondern um die konzentrierte Nie- 
derschrift des Ergebnisses vieler Gespräche. Ob und gegebenen- 
falls in welcher Formulierung oder mit welchen Ergänzungen 
diese Ergebnisniederschrift als Grundlage von Verhandlungen 
und Inhalt eines Vertrages dienen kann, hat die Bundesregie- 
rung noch nicht entschieden. 

Es würde allen Gebräuchen der internationalen Verhandlungs- 
praxis widersprechen, würde sich die Bundesregierung jetzt 
zu Formulierungen äußern, die wegen des vertraulichen Cha- 
rakters der Gespräche noch nicht Gegenstand einer amtlichen 
Veröffentlichung waren, die sie noch nicht abschließend beraten 
und beschlossen hat und über die erst nach einer Kabinettsent- 
scheidung verhandelt werden soll. 


1. Welche Inhalte hat die Sowjetunion bisher folgenden — ■ in den 
zwischen Außenminister Gromyko und Staatssekretär Bahr ver- 
einbarten Punkten enthaltenen — Begriffen gegeben: 
„Normalisierung der Lage in Europa", 

„Die in diesem Raum bestehende wirkliche Lage in Europa", 
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„Entwicklung friedlicher Beziehungen auf dieser Grundlage 
zwischen allen europäischen Staaten", 

„Gewährleistung der europäischen und internationalen Si- 
cherheit", 

„Wenn niemand die gegenwärtigen Grenzen antastet", 

„Sie verpflichten sich, die territoriale Integrität aller Staaten 
in Europa in ihren heutigen Grenzen uneingeschränkt zu 
achten", 

„Sie erklären, daß sie keine Gebietsansprüche gegeneinander 
haben und solche auch nicht erheben werden", 

„Sie betrachten heute und künftig die Grenzen aller Staaten 
in Europa unverletzlich, wie sie am Tage der Unterzeichnung 
dieses Abkommens verlaufen — einschließlich der Oder- 
Neiße-Linie, die die Westgrenze Polens bildet, und der 
Grenze zwischen der DDR und BRD"? 


Der ausführliche Meinungsaustausch zwischen dem Beauftrag- 
ten der Bundesregierung und dem sowjetischen Außenminister 
hat Einverständnis über folgendes ergeben: 

Die gegenwärtige Lage in Europa ist anormal. Sie soll ver- 
bessert werden. Zu diesem Zweck muß man von dem ausgehen, 
was zur Zeit Wirklichkeit ist. Wirklichkeit sind die bestehenden 
Verhältnisse, die verschiedenen gesellschaftlichen Systeme, die 
unterschiedlichen Interessen. Diese kann man nicht durch einen 
Gewaltverzicht beseitigen. 

Gewaltverzicht heißt, weiterbestehende Interessengegensätze 
nur mit friedlichen Mitteln lösen zu wollen. Eine vertragliche 
Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der UdSSR würde u. a. bedeu- 
ten, daß beide sich verpflichten, und zwar unabhängig von allen 
früher etwa abgegebenen Erklärungen, die gegenwärtigen 
Grenzen als unverletzlich anzusehen, keine Gebietsansprüche 
zu erheben und in den gegenseitigen Beziehungen Gewalt we- 
der anzuwenden noch anzudrohen. 

Gewaltverzicht bedeutet nicht, daß die Bundesregierung ihr 
friedliches Streben nach Wiederherstellung der Einheit Deutsch- 
lands auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechtes aufgibt. 
Hierüber gibt es zwischen der Bundesregierung und der sowje- 
tischen Regierung weder offenen noch versteckten Dissens. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion der 
CDU/CSU, daß die Sowjetunion bisher mit diesen Formeln und 
Begriffen die endgültige Festschreibung des Status quo im Sinne 
der Sowjetunion durch die Bundesregierung betrieben hat, und 
kann die Bundesregierung insbesondere bestätigen, daß sich 
dies aus folgenden offiziellen Dokumenten der Sowjetseite er- 
gibt: 

„Sowjetisch-tschechoslowakisches Kommunique vom 8. Mai 
1970", 

„Artikel von Botschafter Abrassimov im .Neuen Deutsch- 
land' vom 1. April 1970", 
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„Kommunique der Konferenz der Partei- und Regierungs- 
chefs der Staaten des Warschauer Paktes in Moskau vom 

4. Dezember 1969", 

„Sowjetisches Gewaltverzichtsmemorandum an die Bundes- 
regierung vom 5. Juli 1968", 

„Erklärung von Außenminister Gromyko vor dem Obersten 
Sowjet vom 27. Juni 1968", 

„Sowjetisches Aide Memoire an die Bundesregierung vom 
29. Januar 1968", 

„Erklärung der Sowjetregierung an die Bundesregierung vom 
8. Dezember 1967", 

„Sowjetisches Gewaltverzichtsmemorandum an die Bundes- 
regierung vom 21. November 1967"? 


Die zitierten Dokumente sind der Bundesregierung bekannt. 
Sie widerspiegeln die Verschiedenheit der Interessen und Ge- 
sellschaftssysteme, von der oben gesprochen wurde. Das GV- 
Abkommen soll gerade dazu dienen, zu einem Modus vivendi 
über eine Reihe der zwischen den Vertragspartnern strittigen 
Fragen zu gelangen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Sowjetre- 
gierung unter den in obigen Ziffern aufgeführten Begriffen und 
in den dort genannten offiziellen Dokumenten insbesondere und 
zweifelsfrei klargestellt hat, daß sie auch eine mit friedlichen 
Mitteln betriebene Politik der Wiedervereinigung durch Selbst- 
bestimmung als Gewaltpolitik ansieht und daß sie unter der 
„Achtung der territorialen Integrität" und der „Unantastbarkeit 
und Unverletzlichkeit der Grenzen der Staaten" nicht nur den 
Ausschluß von Gewalt, sonden auch die Beendigung jeglichen 
friedlichen Strcbcns nach Veränderungen im Sinne der Ziele 
des deutschen Gundgesetzes meint? 


Diese Auffassung teilt die Bundesregierung nicht. Sie hat dazu 
ausführlich in ihrer Antwort vom 2. Juli d. J. auf die Kleine 
Anfrage vom 8. Juni 1970 — Drucksache VI/913 — Ziffer 3, 
Stellung genommen. 


4. Welche Inhalte gibt die Bundesregierung den unter Ziffer 1 auf- 
geführten Begriffen und Formeln? 

5. Wann, gegenüber welcher Person und mit welcher Rechtsver- 
bindlichkeit hat die Sowjetregierung ihre bisherige Auslegung 
der unter Ziffer 1 aufgeführten Begriffe geändert? 


Auf die Ausführungen zu Ziffer 1 wird verwiesen. 


6. Ist demnach gewährleistet, daß gemäß der Zusage der Bundes- 
regierung über die in Ziffer 1 aufgeführten Begriffe zwischen 
der Sowjetregierung und der Bundesregierung kein „offener 
oder versteckter Dissens" besteht, und ist damit auch sicherge- 
stellt, daß jetzt und in Zukunft durch unterschiedliche oder gar 
gegensätzliche Auslegungen der in Frage 1 auf geführten Begriffe 
und Formeln das Verhältnis zwischen der Sowjetunion und der 
Bundesrepublik nicht „weiter erheblich belastet" werden kann? 
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Wenn diese Bundesregierung ein GV-Abkommen mit der 
Sowjetunion schließt, dann in der Überzeugung, daß beide 
Regierungen den dabei erarbeiteten Begriffen eine überein- 
stimmende Auslegung geben. Sollte sich in Zukunft dennoch 
das Erfordernis der Vertragsauslegung ergeben, so wird diese 
nach den allgemeinen Grundsätzen des Völkervertragsrechts 
vorzunehmen sein. 


7. Was versteht die Bundesregierung und die Regierung der 
UdSSR unter der Formel „das Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der UdSSR berührt nicht die frü- 
her geschlossenen zweiseitigen und mehrseitigen Verträge und 
Abkommen beider Seiten"? 


Unter einer solchen Formel würde die Bundesregierung ver- 
stehen, daß nach Auffassung beider Partner das Abkommen 
nichts enthält, was den Bestimmungen früher von ihnen mit 
Dritten geschlossener Verträgen entgegensteht. 

Der Grundsatz, daß in die Rechte Dritter ohne deren Zustim- 
mung nicht eingegriffen werden kann, gilt auch im Völkerrecht 
und bedarf daher keiner besonderen Erwähnung. 


Moersch 



